Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 2186 


Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die Rechtsstellung der Soldaten 

(Soldatengesetz) 

- Drucksachen 2140, 1700 - 

mit den Beschlüssen des Bundestages in zweiter Beratung 

Unverändert nach den Beschlüssen des Ausschusses für Verteidigung 
(6. Ausschuß) - Drucksache 2140 - bis auf die folgenden Änderungen: 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 


§3 

Gnadenrecht 

Dem Bundespräsidenten steht hinsichtlich 
des Verlustes der Soldatenrechte und der 
Rechte aus einem früheren Soldatenvcrhältnis 
das Gnadenrecht zu. Er kann die Ausübung 
anderen Stellen übertragen. 


§ 7a 


Feierliches Gelöbnis 


§3 


Gnadenrecht 


(1) Dem Bundespräsidenten steht hinsicht- 
lich des Verlustes der Soldatenrechte und der 
P.cchte aus einem» früheren Soldatenverhält- 
nis das Gnadenrecht zu. Er kann die Aus- 
übung anderen Stellen übertragen. 

(2) Wird im Gnadenwege der Verlust der 
Soldatenrechte in vollem Umfange beseitigt, 
so gilt von diesem Zeitpunkt ab § 51 Abs. 1, 
2 und 4 des Bundesbeamtengesetzes entspre- 
chend. 


§ 7a 

Eid und feierliches Gelöbnis 

(1) Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit 
haben folgenden Diensteid zu leisten: 

„Ich sdiwöre, der Bundesrepublik Deutsdi- 
land treu zu dienen und das Redit und die 
Freiheit des deutsdien Volkes tapfer zu 
verteidigen, so wahr mir Gott helfe.“ 

Der Eid kann auch ohne die Worte „so wahr 
mir Gott helfe“ geleistet werden. Gestattet 
ein Bundesgesetz den Mitgliedern einer Reli- 
gionsgesellschaft, an Stelle der Worte „Ich 
schwöre“ andere Beteuerungsformeln zu ge- 
brauchen, so kann das Mitglied einer solchen 
Religionsgesellschaft diese Beteuerungsformel 
sprechen. 
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Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Der Soldat bekennt sich zu seinen Pflich- 
ten durch das folgende feierlidie Gelöbnis: 

„Ich gelobe, der Bundesrepublik Deutsch- 
land treu zu dienen und das Recht und die 
Freiheit des deutschen Volkes tapfer zu 
verteidigen." 

(§13) 

(2) Außerhalb der dienstlichen Unterkünfte 
und Anlagen hat der Soldat bei politischer Be- 
tätigung die Mäßigung und Zurückhaltung zu 
wahren, die sich aus seiner Stellung gegenüber 
der Gesamtheit und aus der Rücksicht auf 
seine soldatischen Pflichten ergeben. Er darf 
bei politischen Veranstaltungen keine Uniform 
tragen. 

(§ 41) 

(2) Ein Berufssoldat ist zu entlassen, 

1 
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4. wenn er sich weigert, das feierliche Gelöbnis 
abzulegen, oder 
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Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

(2) Soldaten, die auf Grund der Wehr- 
pflicht Wehrdienst leisten, bekennen sic4i zu 
ihren Pflichten durch das folgende feierliche 
Gelöbnis: 

„Ich gelobe, der Bundesrepublik Deutsch- 
land treu zu dienen und das Recht und die 
Freiheit des deutschen Volkes tapfer zu 
verteidigen." 

(§ 15 ) 

(2) Der Soldat darf bei politischen Ver- 
anstaltungen keine Uniform tragen. 


(§41) 

(2) Ein Berufssoldat ist zu entlassen, 
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4. wenn er sich weigert, den Eid abzulegen, 
oder 
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